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Amts⸗ 


der Königlichen Regierung zu Marienwer 


Nro. 49. 


Gerorbnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Bebörden. 

1) Auf Grund des § 28 des Geſetzes gegen die ge⸗ 
meingefährlichen Beſtrebungen der Socialdemokratie 
vom 21. Oktober d. J. (Reichsgeſetzblatt S. 351) wird 
mit Genehmigung des Bundesraths für die Dauer 
Eines Jahres angeordnet was folgt: 

§ 1. Perſonen, von denen eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beſorgen iſt, 
kann der Aufenthalt in dem die Stadt Berlin, die 
Stadtkreiſe Charlottenburg und Potsdam und die 
Kreiſe Teltow, Nieder⸗Barnim und Oſt⸗Haveland um⸗ 
faſſenden Bezirke für den ganzen Umfang deſſelben von 
der Landespolizeibehörde verſagt werden. 
1 § 2. In der Stadt Berlin und den Stadtkrei⸗ 
ſen Charlottenburg und Potsdam ſind das Tragen von 
Stoß⸗, Hieb⸗ oder Schußwaffen, ſowie der Beſitz, das 
Tragen, die Einführung und der Verkauf von Spreng⸗ 
geſchoſſen, ſoweit es ſich nicht um Munition des Reichs⸗ 
heeres und der Kaiſerlichen Marine handelt, verboten. 

Von letzterem Verbote werden Gewehrpatronen 

nicht betroffen. 

Ausnahmen von dem Verbote des Waffentragens 

finden ſtatt: 

1. für Perſonen, welche Kraft ihres Amtes oder 
Berufes zur Führung von Waffen berechtigt 
ſind, in Betreff der letzteren; 

. für die Mitglieder von Vereinen, welchen die 
Befugniß, Waffen zu tragen, beiwohnt, in 
dem Umfange dieſer Befugniß; 


ſcheines befinden, in Betreff der zur Ausübung 
der Jagd dienenden Waffen; 

„für Perſonen, welche einen für fie ausgeſtell⸗ 
ten Waffenſchein bei ſich führen, in Betreff 
der in demſelben bezeichneten Waffen. 

Ueber die Ertheilung des Waffenſcheins befindet 
die Landespolizeibehörde. Er wird von derſelben 
koſten⸗ und ſtempelfrei ausgeſtellt und kann zu jeder 
Zeit wieder entzogen werden. 

$ 3. Vorſtehende Anordnungen treten mit dem 
29. November d. J. in Kraft. 

Berlin, den 28. November 1878. 

Königliches Staatsminiſterium. 

gez. Graf zu Stolberg. Dr. Leonhardt. Dr. Falk. 

von Kameke. Dr, Friedenthal. von Bülow. 


Marienwerder, den 4. Dezember. 


. für Perſonen, welche ſich im Beſitze eines Jagd⸗ 


— 1 
—— 
— 


Blatt 


der. 
1878, 


2) Polizei: Verordnung. 

Nachdem durch den Beſchluß des Bundesraths 
vom 6. Juni d. J. die 88 2 bis 5, 9, 12, 13, 15, 
17, 18, 21, 23 bis 29, 33, 34, 42, 46, 48, 52, 
53, 66 und 68 des Bahnpolizeireglements für die 
Eiſenbahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 durch 
die in Nr. 24 des Centralblatts für das deutſche Reich 
vom 14. Juni 1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 
31 des Regierungsamtsblatts vom 31. Juli d. J. 
publizirten anderweiten Vorſchriften erſetzt worden ſind, 
werden die letztern unter Aufhebung der bezeichneten 
bisherigen Beſtimmungen des Bahnpolizeireglements 
auf Grund des § 85 der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 hierdurch 
in Kraft geſetzt. 

Berlin, den 16. November 1878. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten: Maybach. 
Auszug aus dem Bahnpolizei⸗Reglement 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 
4. Jannar 1875 in der jetzigen Faſſung der 
betreffenden Beſtimmungen. 

V. Beſtimmungen für das Publikum., 

§ 53. Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige 
Publikum müſſen den allgemeinen Anordnungen nach⸗ 
kommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung innerhalb des Bahngebiets 
und beim Transport der Perſonen und Effekten ge⸗ 
troffen werden und haben den dienſtlichen Anord⸗ 
nungen der in Uniform befindlichen oder mit einem 
Dienſtabzeichen oder mit einer beſonderen Legitimation 
verſehenen Bahnpolizeibeamten (§ 66) Folge zu leiſten. 

§ 54. Das Betreten des Planums der Bahn, 
der dazu gehörigen Böſchungen, Dämme, Gräben, 
Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubniß⸗ 
karte nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, 
den in der Ausübung ihres Dienſtes befindlichen Forſt⸗ 
ſchutz⸗, Zoll, Steuer⸗, Telegraphen⸗, Polizeibeamten, 
den Beamten der Staatsanwaltſchaften und den zur 
Nekognoscirung dienſtlich entſendeten Offizieren ge⸗ 
ſtattet; dabei iſt jedoch die Bewegung wie der Aufent⸗ 
halt innerhalb der Fahr⸗ und Rangir⸗Geleiſe zu ver⸗ 
meiden. Das Publikum darf die Bahn nur an den zu 
Ueberfahrten oder Uebergängen beſtimmten Stellen über⸗ 
ſchreiten und zwar nur ſo lange, als die letzteren 
nicht durch Barrieren verſchloſſen ſind. Es iſt dabei 


Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 
Ausgegeben in Marienwerder den 5. Dezember 1878. J 
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Die Gewährung von Erlaubnißkarten zum Be⸗ geſetzten Zug, der Verſuch, ſowie die Hülfeleiſtung dazu, 
treten der vorſtehend bezeichneten Bahnanlagen bedarf ingleichen das eigenmächtige Oeffnen der Wagenthüren 


der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


oder Ausſteigen während der Zug ſich noch in Bewe⸗ 


Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen gung befindet, iſt verboten. 


Einfriedigungen eigenmächtig zu öffnen, zu überſchreiten 
oder zu überſteigen, oder etwas darauf zu legen oder 
zu hängen. 

§ 55. Außerhalb der beſtimmungsmäßig dem 
Publikum für immer oder zeitweiſe geöffneten Räume 
darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubnißkarte be 
treten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes 
befindlichen Chefs der Militär⸗ und Polizeibehörde, 
ſowie der im § 54 gedachten und der Poſtbeamten. 

Den Feſtungs⸗Kommandanten, Fortifikations⸗ 
Offizieren und den durch ihre Uniform als ſolche 
kenntlichen Fortifikationsbeamten iſt geſtattet, auch den 
Bahnkörper wie die Bahnhöfe innerhalb des Feſtungs⸗ 
rayons zu betreten. 

Die Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen 
oder daher abholen, müſſen auf den Vorplätzen der 
Bahnhöfe an den dazu beſtimmten Stellen auffahren. 
Die Ueberwachung der Ordnung auf den für dieſe 
Wagen beſtimmten Vorplätzen, ſoweit dies den Verkehr 
mit Reiſenden und deren Gepäck betrifft, ſteht den 
Bahnpolizeibeamten zu, inſofern in dieſer Beziehung 
nicht beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 

§ 56. Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen 
und anderen Geräthen, ſowie von Baumſtämmen und 
anderen ſchweren Gegenſtänden über die Bahn darf, 
ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen 
oder untergelegten Schleifen erfolgen. 

§ 57. Für das Betreten der Bahn und der dazu 
gehörigen Anlagen durch Vieh bleibt Derjenige ver⸗ 
antwortlich, welchem die Auſſicht über daſſelbe obliegt. 

Das Treiben von größeren Viehherden über die 
Bahnübergänge iſt innerhalb 10 Minuten vor dem er⸗ 
warteten Eintreffen eines Zuges nicht mehr geſtattet. 

8 58. Privatübergänge dürfen nur von den 
Berechtigten unter den von der Auſſichtsbehörde ge⸗ 
nehmigten Bedingungen benutzt werden. 


8 62. Wer den Beſtimmungen der 88 53 —61 
und den nachfolgenden Beſtimmungen des Betriebs⸗ 
reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 
11. Mai 1874, welche alſo lauten: 

„Fenergefährliche Gegenſtände, ſowie alles 
Gepäck, welches Flüſſigkeiten oder andere Gegen: 
ſtände enthält. die auf irgend eine Weiſe Schaden 
verurſachen können, insbeſondere geladene Ge⸗ 
wehre, Schießpulver, leicht entzündliche Präpa⸗ 
rate und andere Sachen gleicher Eigenſchaft, 
dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen 
werden. Das Eiſenbahn Dienſtperſonal iſt berech⸗ 
tigt, ſich in dieſer Beziehung die nöthige Weber: 
zeugung zu verſchaffen. 5 
Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehen⸗ 
den Perſonen iſt jedoch die Mitführung von 
Handmunition geſtaltet. 
wird mit eiuer Geloſtrafe bis zu dreißig Mark beſtraft, 
ſofern nicht nach den allgemeinen Strafbeſtimmungen 
eine härtere Strafe verwirkt iſt. 
§ 63. Die Bahnpolizeibeamten ſind befugt, einen 
Jeden vorläufig feſtzunehmen, der auf der Uebertretung 
derim § 62 gedachten Beſtimmungen betroffen oder un⸗ 
mittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird und ſich 
über ſeine Perſon nicht auszuweiſen vermag. Derſelbe 
iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, wenn er eine 
angemeſſene Sicherheit beſtellt. Die Sicherheit darf den 
Höchſtbetrag der angedrohten Strafe nicht überſteigen. 
Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen 
oder Vergehen, ſo kann ſich der Schuldige durch eine Sicher⸗ 
heitsbeſtellung der vorläufigen Feſtnahme nicht entziehen. 
Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte 
Polizeibehörde oder an den Staats: oder Polizeianwalt 
abzultefern. * 2 


8 64. Den Bahnpolizeibeamten iſt geſtattet, die 


59. So lange die Uebergänge geſchloſſen ſind, feſtgenommenen Perſonen durch Mannſchaften aus dem 


müſſen Fuhrwerke, Reiter, Treiber von Viehherden auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsperſonale in 
und Führer von Laſtthieren bei den aufgeſtellten War⸗ Bewachung nehmen und an den Beſtimmungsort ab⸗ 
nungstafeln halten. Das Gleiche gilt, ſo bald die liefern zu laſſen. In dieſem Falle hat der Bahn⸗ 
Glocken an den mit Zugbarrieren verſehenen Ueber⸗ polizeibeamte eine mit ſeinem Namen und feiner Dienſt⸗ 
gängen ertönen. Fußgänger dürfen ſich den geſchloſſe⸗ qualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, welche 


nen Barrieren nähern, dieſelben aber nicht öffnen. 


8 60. Alle Beſchädigungen der Bahn und der 
dazu gehörigen Anlagen, mit Einſchluß der Tele⸗ 
graphen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, ingleichen 
das Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf 


das Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhin⸗ 


derniſſe ſind verboten, ebenſo die Erregung falſchen 
Alarms, die Nachahmung von Signalen, die Verſtel⸗ 
lung von Ausweiche⸗Vorrichtungen und überhaupt die 
Vornahme aller den Betrieb ſtörenden Handlungen. 


$ 61. Das Einſteigen in einen bereits in Gang 


vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung 


vertritt, die in der Regel an demſelben Tage, an dem 
die Uebertretung konſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am 
Vormittag des folgenden Tages an die Polizeibehörde 
oder den Staats: oder Polizeianwalt eingeſendet wer⸗ 
den muß. 

8 65. Ein Abdruck der 88 53— 65 dieſes Re⸗ 
glements und der 88 13, 14, 22 Al. 2 und 5 und 23 
des Betriebsreglements iſt in jedem Paſſagierzimmer 
auszuhängen und ferner auf jedem Bahnhofe ein dem 
Publikum zugängliches Beſchwerdebuch im Szations⸗ 
bureau auszulegen. 


3) Bekanntmachung, 
wegen Aus reichung der neuen Zinscoupons 
Serie VIII. zu den Preußiſchen Staatsan⸗ 
leihen von 1850 und 1852. 
Die Zinscoupons Serie VIII. Nr. 1 bis 8 
über die Zinſen der Staatsanleihen von 1850 und 
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A) r ee e, 


betreffend die Veröffentlichung der Meßtiſchaufnahmen 
vom Preußiſchen Staate im Maßſtabe 1: 25 000 der 
natürlichen Länge. 


Im Anſchluß an die diesſeitige Anzeige vom 


1852 für die vier Jahre vom 1. Oktober 1878 bis 31. Auguſt cr. — (Milit. Wochenblatt 1878 Nr. 73 


dahin 
tember dieſes Jahres ab von der Controle 


1882 nebſt Talons werden vom 16. Sep⸗ pag. 1259/1260) — wird hierdurch bekannt gemacht, 
der daß außer den bereits publizirten Meßtiſchblättern der 


Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſtraße 93 unten rechts, Aufnahme des Jahres 1876 nachſtehende 23 Blätter 
Vormitttags von 9 bis 1 Uhr, mit Ausnahme der erſchienen find, nämlich: 


Sonn⸗ und Feſttage und der Kaſſenreviſionstage, aus⸗ 
gereicht werden. J 

Die Coupons können bei der Controle ſelbſt in 
Empfang genommen oder durch die Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen, die Bezirks⸗Hauptkaſſen in Hannover, Osna⸗ 


brück und Lüneburg oder die Kreiskaſſe in Frankfurt 16 Blätter: 


a. M. bezogen werden. Wer das Erſtere wünſcht, hat 
die Talons vom 13. April 1874 mit einem für jede 
Anleihe abgeſonderten Verzeichniſſe, zu welchem For⸗ 
mulare bei der gedachten Controle und in Hamburg 
bei dem Poſtamte unentgeltlich zu haben ſind, bei der 


A. von der Weſtgruppe. 
7 Blätter: Nörten, Lindau, Gieboldehauſen, Lauter⸗ 
berg, Göttingen, Waake und Duderſtadt; 


B. von der Oſtgruppe. 
Gr. Lübbe⸗See, Gr. Linichen, Büſſen, Gr. 
Spiegel, Märk. Friedland, Calltes, Spechts⸗ 
dorf, Marzdorf, Breitenſtein, Alt Lebehnke, 
Zolondowo, Sadke, Fordon, Szaradowo, 
Schirpitz und Gniewkowo. 
Die oben benannten Blätter bringen Theile der 


Controle perſönlich oder durch einen Beauftragten ab⸗ Landdroſtei Hildesheim, der Regierungsbezirke Marien- 


zugeben. 


werder, Cöslin, Frankfurt a. O. und Bromberg zur 


Genügt dem Einreicher eine numerirte Marke Darſtellung. 


als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichniß nur 


Der Preis eines Blattes beträgt Eine Mark 


einfach, dagegen von denen, welche eine Beſcheinigung und kann derſelbe nach vorgängiger Beſtellung durch jede 
über die Abgabe der Talons zu erhalten wünſchen, Buch⸗ und Kunſthandlung bezogen werden, ohne daß 
doppelt vorzulegen. In letzterem Falle erhalten die der Käufer verpflichtet iſt, mehr als ein Kartenblatt 
Einreicher das eine Exemplar mit einer Empfangs⸗dieſes Werkes zu nehmen. — Der Generalkommiſſions⸗ 


beſcheinigung verſehen ſofort zurück. 


der Ausreichung der neuen Coupons zurückzugeben. 


In Schriftwechſel kann die Controle 
der Staatspapiere ſich mit den Inhabern 
der Talons nicht einlaſſen. 


Wer die Coupons durch eine der oben genannten 
Provinzialkaſſen beziehen will, hat derſelben die alten 
Talons mit einem doppelten Verzeichniſſe einzureichen. 


Debit iſt der Landkartenhandlung von J. H. Neumann 


i 
Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung iſt bei in Berlin (Jägerſtraße Nr. 25) übertragen. 


Die noch übrigen 24 Blätter der Oſtgruppe wer⸗ 
den ſucceſſive im Laufe dieſes Jahres erſcheinen. 
Berlin, den 19. November 1878. 
Königliche Landes - Aufnahme. 
Kartographiſche Abtheilung. 


Geerz, 
Oberſt und Abtheilungs⸗Chef. 


Das eine Verzeichniß wird mit einer Empfangs Verordnungen und Bekanntmachungen der 


beſcheinigung verſehen ſogleich zurückgegeben und iſt 
bei Aushändigung der neuen Coupons wieder abzu⸗ 
liefern Formulare zu dieſen Verzeichniſſen ſind bei den ge⸗ 
dachten Provinzialkaſſen und den von den König⸗ 


Provinztal⸗ Behörden. 
Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 


5 


lichen Regierungen und der Königlichen Finanzdirektion 3. Februar 1878 bringe ich die erfolgte Ernennung 


in Hannover in den Amtsblättern zu bezeichnenden 
ſonſtigen Kaſſen unentgeltlich zu haben. 

Des Einreichens der Schuldverſchreibungen ſelbſt 
bedarf es zur Erlangung der neuen Coupons nur dann, 
wenn die erwähnten Talons abhanden gekommen ſind; 
in dieſem Falle ſind die betreffenden Dokumente an 
die Controle der Staatspapiere oder an eine der ge⸗ 
nannten Provinzialkaſſen mittelſt beſonderer Eingabe 
einzureichen. 

Berlin, den 27. Auguſt 1878. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
f Hering. 


1. des Gutsvorſtehers Wellmann in Höfchen zum 
Standesbeamten ſtatt des Gutsbeſitzers Wilhelm 
Schulz in Gr. Teſchendorf, 

. des Rittergutsbeſitzers Komrowski in Gr. Teſchen⸗ 
dorf zum zweiten Standesbeamten - Stellvertreter 
ſtatt des Gutsvorſtehers Wellmann in Höfchen, 
für den Standesamtsbezirk Stangenberg, Kreiſes 


Stuhm, 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 12. November 1878. 
Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
Achenbach. 
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6) menen gad ee vom 9. März 1872 bezw. die Verordnung vom 17. 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom September 1877 beſtimmt ſind, daß aber die darin 

3. Oktober 1877 bringe ich die erfolgte Ernennung normirten Sätze nicht für jedes einzelne zum 
des Poſtagenten Moldehnke in Wrotzk zum zweiten Transport gehörige Thier, ſondern für den 
Standesbeamten ⸗ Stellvertreter für den Bezirk Wrotzk, ganzen im Zuſammenhange unterſuchten Transport 
Kreiſes Strasburg, ſtatt des Amtsſchreibers und Poſt⸗ gelten und daß, wenn auch die Anzahl der unterſuch⸗ 
agenten Klein, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. ken Thiere auf die Normirung der Gebühren nach 
Danzig, den 16. November 1878. § 10 des Geſetzes vom 9. März 1872 von Einfluß 

Der Oberpräſident, Staatsminiſter. iſt, gleichwohl die in $ 1 daſelbſt bis zur Höhe von 


Achenbach. N 4 85 pro bean eon e am Wohnorte 
es Veterinärbeamten niemals überſchritten werden 
7) Bekanntmachung. darf, während bei Unterſuchungen außerhalb des Wohn⸗ 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
30. April 1878 bringe ich die erfolgte Ernennung 
des Mühlenbeſitzers Kühl in Neugolz zum Standes⸗ 
beamten⸗Stellvertreter für den Standesamtsbezirk Neu: 
golz, Kreiſes Dt. Krone, hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Danzig, den 19. November 1878. 

Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
Achenbach. 


Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung vom 
28. Oktober d. J. bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Gutsvorſtehers Jonas in Peterkau zum Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Starſen, 13) Dem Kandidaten der Philologie Heinrich Roder 
Kreiſes Schlochau, ſtatt des bisherigen Gutsvorſtehers in Neuenburg iſt die Erlaubniß ertheilt worden, da⸗ 
Sahlfeldt in Peterkau, hierdurch zur öffentlichen ſelbſt eine private höhere Knabenſchule einzurichten 
Kenntniß. und zu leiten. 
Danzig, den 19. November 1878. Marienwerder, den 21. November 1878. 
Der Oberpräſident, Staatsminiſter. Königliche Regierung. 
Achenbach. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
9) Durch Allerhöchſten Erlaß vom 28. Oktober c. iſt 140 Bekanntmachung. 
das Vorwerk Düſterbruch im Kreiſe Schlochau unter Im Auftrage des Herrn Finanzminiſters werden 
Abtrennung von dem Gutsbezirke Marienfelde in dem⸗ hierdurch nachfolgend zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
ſelben Kreiſe zu einem ſelbſtſtändegen Gutsbezirke er⸗ bracht: g 
klärt worden. a. die Bekanntmachung zur Ausführung des Ge⸗ 
Marienwerder, den 22. November 1878. , s betreffend den Spielkartenſtempel vom 6. Juli 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 1878 mit dem Regulativ, betr. den Betrieb der Spiel⸗ 


kartenfabrilen und die Beſtimmungen über die 
10) Unter Beſugnahme auf den Sluhfah im $ 3) Nachverftenerung der Spiellarteng 
unſerer Polizeiverordnung vom 8. Februar 1875, bee] b. eine weitere Bekanntmachung zur Ausführung 
1 11 W ee n 5 1 „des Geſetzes, betreffend den Spielkartenſtempel 
eiſches auf Trichinen, bringen wir hiermit zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß, daß uach ergangener Entſcheidung EN & November 1878, mit einem Verzeichniß 
des Herrn Reſſortminiſters die polizeilichen Conceſſionen 


J, drr dauernd zur Abſtempelung und der in dem 
für die Fleiſchbeſchauer einem Stempel von 1 Mark Regierungsbezirke Marienwerder zur Nachſtem⸗ 
50 Pf. unterliegen. 


pelung von Spielkarten ermächtigten Aemter. 
Marienwerder, den 18. November 1878. 


Dabei wird bemerkt, 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


1. daß die Kartenfabrikanten ſchon vom 10. 
Dezember d. J. ab die Abſtempelung von 
11) Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, Spielkarten mit dem Reichsſtempel anmelden 
daß für die Unterſuchung von Vieh, welches auf Eiſen⸗ können, g 
bahnſtationen, bei denen die beſchränkte Viehverladung 2. daß die Verſendung von Spielkarten an 
beſteht, eingeladen werden ſoll, von den beamteten Händler in Preußen aber nur dann geſtattet 
Thierärzten oder deren Stellvertretern in Ermange⸗ iſt, wenn ſich die Empfänger durch eine Be⸗ 
lung einer gütlichen Einigung nur ſolche Ge⸗ ſcheinigung der Steuerſtelle ihrer Handels⸗ 
bühren Seitens der Thierärzte von den Betheiligten 
beanſprucht werden dürfen, welche durch das Geſetz 


ortes den Thierärzten entweder Gebühren oder regle⸗ 
mentsmäßige Diäten und Reiſekoſten zukommen. 

Marienwerder, den 23. November 1878. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

12) Da die Rinderpeſt in der Stadt Stallupönen aus⸗ 
gebrochen iſt, werden in Folge höherer Anordnung Geneh⸗ 
migungen zur Viehverladung auf allen Eifenbahnitatio- 
nen rechts von der Weichſel und im ganzen Kreiſe Thorn 
von uns vorläufig nicht ertheilt, auch wird der Abtrieb 
von Rindern von den Viehmärklen in dieſem Theile 
unſeres Bezirks hiermit verboten. 

Marienwerder, den 30. November 1878. 


niederlaſſung darüber ausweiſen, daß fie die 
beſtellten Kartenſpiele nach Zahl und Blätter⸗ 
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zahl der Steuerſtelle angemeldet und ſich ver⸗ , II. (Zu 8 2.) 

pflichtet haben, zur Vermeidung der unter Die Abſtempelung der Spielkarten erfolgt durch 
Ausſchluß des Rechtsweges als Vertragsſtrafe Stempelaufdruck mittels Maſchine.“) 

feſtzuſetzenden Strafe für den Beſitz oder Ber: Der Stempelabdruck enthält den Reichsadler, die 
trieb ungeſtempelter Spielkarten (§ 12 des Angabe des Abgabenbetrages und das Zeichen der 
Geſetzes vom 23. Dezember 1867) den bei Amtsſtelle, welche die Abſtempelung bewirkt hat. 

der Verſendung anzulegenden ſteueramtlichen Bei Vorlegung der einzelnen Kartenſptele zur 


3. daß den Spielkartenhändlern und Inhabern 
öffentlicher Lokale geſtattet iſt, Spielkarten, 
für welche die Preußiſche Stempelſteuer ent⸗ 
richtet iſt, ſchon vom 15. Dezember d. J. 
ab bei der Reichsſteuer Hebeftelle des Bezirks, 
in welchem ſie wohnen, zur Nachſtempelung 
vorzulegen, und 


4. daß der Bundesrath bezüglich der in Süd⸗ 
deutſchland verbreiteten Karten zum Gaigeſpiel das Verfahren bei der Abſtempelung. 


Danzig, den 21. November 1878. 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
F. Houth⸗Weber. 


Bekanntmachung 
zur Ausführung des Geſetzes, betreffend 
den Spielkartenſtempel. 


oder die Bereitwilligkeit, ſich ſofort der Reviſton zu 
Spielkartenſtempel, vom 3. Juli 1878 (Reichs⸗Geſetzbatt unterwerfen ($ 92 a. a. O.), begründet in Betreff der 
Seite 133) hat der Bundesrath nachſtehende Vorſchriften Spielkarten keine Befreiung von der Verpflichtung zur 
beſchloſſen: Anmeldung. 
a J. Zu 88 1 und 2.) C. Wird die Verſteuerung und Abſtempelung 
Die Erhebung der Stempelabgabe von den im nicht bei der Abfertigung an der Grenze bewirkt, fo 
Bundesgebiet gefertigten Spielkarten, ſowie die Ab⸗ iſt mit den eingehenden Spielkarten nach den Vor⸗ 
1 et 1195 a 11 8 ca ſchriften wegen der zollamtlichen Behandlung zoll⸗ 
elle zu, welcher die ſteuerliche Aufſi über die 0 ; 
= 1 ) Durch Beſchluß des Bundesraths vom 26. September 
betreffende Fabrik von der oberſten Landesfinanzbehörde 1878, 9 455 5 1 5 iſt dieſe Veen 11 folgt ab⸗ 
übertragen worden iſt. 5 geändert: 

Cbenſo haben die oberſten Landesfinanzbehörden 1. Die oberſten Landesfinanzbehörden können den 
bezüglich der vom Auslande leinſchließlich des Groß⸗ zur Abſtempelung von Spielkarten befugten Zoll⸗ 
herzogthums Luxemburg und der öſterreichiſchen Ge⸗ oder Steuerſtellen die Abſtempelung mittelſt Hand⸗ 
meinde Jungholz in das Bundesgebiet eingehenden ſtempels in den Fällen geſtatten, wenn in Folge 
Spielkarten die Zoll⸗ oder Steuerſtellen zu beſtimmen, von Reparaturen an der Abſtempelungsmaſchine 
welche zur Erhebung der Stempelabgabe und zur Ab: 


g oder ähnlichen Vorkommenheiten Stockungen in 
ſtempelung befugt ſind. Dieſelben ſind durch das dem Abſt lungs äfte herbeigefü 0 
Reichs Centralblatt bekannt zu machen. em aofemneinmgögeichäfte herbeigeführt werden 


2. Ebenſo bleibt den oberſten Landes behörd 
Die zum Gebrauch als Oblaten eingerichteten . 110 fur e den 


8 überlaſſen, im Bedürfnißfalle einzelne Zoll⸗ oder 
Karten und die Kinderſpielkarten, ſofern die einzelnen Steuerſtellen zur Abſtempelung der von Reiſenden 
Blätter nicht mehr als 35 Millimeter in der Höhe } gland 6 


oder Schiffern vom Auslande eingeführten Spiel 
und 27 Millimeter in der Breite meſſen, unterliegen karten mirtelft Handſtempels zu ermächtigen, 
der Stempelſteuer nicht. ) Siehe Centralblatt ze. 1869, Seite 323. 
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pflichtiger Gegenſtände zu verfahren und die Sicher⸗ 
ſtellung des auf denſelben haftenden Steueranſpruchs 
in gleicher Weiſe, wie diejenige des Zollanſpruchs, zu 
leiſten. Der Verpflichtungserklärung auf dem Begleit⸗ 
papier iſt ein ergänzender Vermerk des Inhalts hinzu⸗ 
zufügen, daß die übernommene Verpflichtung auch auf 
die Stempelſteuer ſich erſtrecke. 


Die Abfertigung cuf ein zur Abſtempelung be⸗ 
fugtes Amt iſt nicht zu beanſtanden, wenn auch nur 
das Gewicht der Spielkarten angemeldet iſt. Der 
Stempelſteueranſpruch wird in dieſem Falle auf den 
Betrag von 6 Mark für jedes Zollpfund des Brutto⸗ 
gewichts angenommen. 


Die vollſtändige Anmeldung, welche die Anzahl 
der zum Verbleib im Zollgebiet beſtimmten Karten⸗ 
ſpiele und ihre Blätterzahl zu enthalten hat und in 
zwei von dem Anmeldenden unterſchriebenen Exem⸗ 
plaren einzureichen iſt, muß, wenn ſie nicht ſchon bei 
dem Grenzzollamte abgegeben wird, ſpäteſtens an dem 
Beſtimmungsorte des Begleitſcheines ꝛc. beigebracht 
werden und kann von dem Empfänger der Spielkarten 
verlangt werden, unbeſchadet der geſetzlichen Verant⸗ 
wortlichkeit des Einbringers. Die Steuerbehörde hat 
nöthigenfalls den Empfänger zur Einreichung der voll⸗ 
ſtändigen Anmeldung binnen einer kurzen Friſt auf⸗ 
zufordern. Das eine Exemplar der Anmeldung wird 
als Regiſterbelag zurückbehalten, das andere Exemplar 
dem Anmeldenden mit der Quittung über die Entrich⸗ 
tung der Stempelſteuer ausgehändigt. 


D. Vor erfolgter Stempelung dürfen die ein⸗ 
gehenden Spielkarten, wenngleich der auf denſelben 
haftende Zollanſpruch vollſtändig erledigt ſein ſollte, 
nicht in freien Verkehr geſetzt oder nach Abnahme des 
amtlichen Verſchluſſes außer Aufſicht und Kontrole 
gelaſſen werdeu. 


Entſpricht die Packung drr Spielkarten und der 
Umſchlag derſelben bei ihrer Vorlegung zur Stempe⸗ 
lung nicht den unter Ziffer II. aufgeſtellten Erforder⸗ 
niſſen, ſo kann die Stempelung bis zur Beſeitigung 
der obwaltenden Mängel verſagt werden. 

Dieſe Beſeitigung liegt dem Steuerpflichtigen ob, 
und darf nur unter ununterbrochener amtlicher Auf⸗ 
ſicht und in dem von der Steuerbehörde dazu anzu⸗ 
weiſenden Raume vorgenommen werden. 


E. In Betreff der Spielkarten, welche aus dem 
freien Verkehr des Großherzogthums Luxemburg oder 
der öſterreichiſchen Gemeinde Jungholz zum Verbleibe 
im übrigen Zollgebiete oder zum Durchgange eingehen, 
kommt die Uebergangsſchein⸗Controle zur Anwendung. 


F. In allen übrigen Beziehungen — nament⸗ 
lich wegen der Abfertigung zum Durchgange oder zum 
Ausgange, zur Niederlage, wegen weiterer Verfügun⸗ 
gen des Empfängers u. ſ. w. bewendet es bei den 
über die Behandlung der zoll⸗ und bezw. übergangs⸗ 
ſteuerpflichtigen Gegenſtände heſtehenden Beſtimmungen 


mit der unter C. gedachten Maßgabe in Anſehung des 
ſicher zu ſtellenden Steueranſpruchs. 

Für Spielkarten, welche vom Auslande (Ziff. I.) 
durch das Zollgebiet oder aus inländiſchen Fabriken 
zur Aufnahme in ein Ausfuhrlager (5 26, 3 des Ge⸗ 
ſetzes) in das Gebiet der Zollausſchlüſſe geführt wer⸗ 
den, iſt die Ausgangsabfertigung beim Grenzzollamte 
erſt dann vorzunehmen, wenn die Beſcheinigung der 
zuſtändigen Behörde in den Zollausſchlüſſen über die 
erfolgte Anmeldung der Spielkarten beigebracht iſt. 
Der amtliche Verſchluß der Kolli iſt in dieſem Falle 
beim Ansgange aus dem Zollgebiete zu belaſſen und 
von dem Waarenführer bis zur Vorführung bei der 
Stempelſtelle in den Zollausſchlüſſen unverletzt zu er⸗ 


halten. 
IV. (Zu § 7.) 

Die Kreditirung der Stempelabgabe iſt nur für 
die im Bundesgebiete fabrizirten Spielkarten zuläſſig. 
Dieſelbe erfolgt im Zollgebiete nach den für die Zoll⸗ 
kredite beſtehenden Beſtimmungen, in den Zollaus⸗ 
ſchlüſſen nach den von den oberſten Landesfinanz⸗Be⸗ 
hörden zu erlaſſenden Vorſchriften, und zwar auf Ge⸗ 
fahr derjenigen Regierung, welche den Kredit be⸗ 


willigt. 
V. (Zu 8 26.) 

A. In den von der Zollgrenze ausgeſchloſſenen 
Theilen des Bundesgebiets iſt die Anmeldung der 
vom Auslande (Ziffer I.) eingehenden Spielkarten bei 
der nach Ziffer J. zuſtändigen Steuerſtelle ſchriftlich in 
zwei Exemplaren abzugeben. Sie muß die Anzahl, 
die Zeichen und das Bruttogewicht der eingeführten 
Kolli, ſowie die Anzahl und Blätterzahl der darin ver⸗ 
packten Kartenſpiele, auch die Angabe enthalten, ob 
die letzteren 

zum Verbleibe in den Zollausſchlüſſen, oder 
zur unmittelbaren Durchſuhr durch dieſelben, 
oder zur Aufnahme in ein Ausfuhrlager un⸗ 
geſtempelter Spielkarten 
beſtimmt find. Eine andere Dispoſition über die ein⸗ 
gehenden Spielkarten iſt unzuläſſig. Die Frachtbriefe 
oder ſonſtigen Begleitpapiere ſind mit der Anmeldung 
vorzulegen. 

Die Amtsſtellen, denen die Ueberwachung der 
Waareneinfuhr in die Zollausſchlüſſe obliegt, haben 
jede Einfuhr von Spielkarten der zuſtändigen Steuer⸗ 
behörde (Ziffer I.) ſofort anzuzeigen . 

1. Die zum Verbleibe in den Zollausſchlüſſen 
beſtimmten Spielkarten ſind ſogleich zu verſteuern und 
abzuſtempeln. Das eine Exemplar der Anmeldung 
wird mit der Steuerquittung verſehen und dem An⸗ 
meldenden zurückgegeben. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften unter III. 
D. Abſ. 2 und 3 Anwendung. f 

2. Die zur unmittelbaren Durchfuhr angemel⸗ 
deten Spielkarten ſind bis zum Wiederausgang aus 
den Zollausſchlüſſen in ununterbrochenem amtlichem 
Gewahrſam oder unter amtlichem Verſchluß zu halten. 
Die Hinterlegung oder Sicherſtellung der Abgabe kann 


— 319 


dann unterbleiben, wenn der Anmeldende als ſicher 
bekannt iſt. 

Die Wiederausfuhr gilt für bewirkt, wenn bei 
dem Uebergange der Kartenſpiele in das Zollgebiet 
die zuſtändige Zollabfertigungsſtelle beſcheinigt, daß 
ihr dieſelben in der angemeldeten Zahl und Blätter⸗ 
zahl bezw. mit unverletztem Verſchluß zur weiteren Ab⸗ 
fertigung vorgeführt worden find, — bei dem Aus⸗ 
gange ſeewärts, wenn ein von dem Schiffsführer ge⸗ 
zeichnetes Exemplar des Konoſſements eingeliefert, und 
da, wo ein Steuerpoſten vorhanden, die Ausfuhr von 
dieſem zugleich beſcheinigt wird. Den mit der Ueber⸗ 
wachung des Spielkartenſtempels beauftragten Beamten 
ſteht es frei, von dem Verladen der Spielkarten Ueber⸗ 
zeugung zu nehmen. 

3. Die zur Aufnahme in ein Ausfuhrlager an⸗ 
gemeldeten Spielkarten ſind nach Anzahl und Blätter⸗ 
zahl ſpeziell zu revidiren und bis dahin in amtliche 
Verwahrung zu nehmen. Das mit dem amtlichen 
Reviſionsbefund verſehene Duplikat der Anmeldung 
hu: der Lagerinhaber als Belag für fein Lagerbuch 


B. Großhändlern, welche einen regelmäßigen 
Export von Spielkarten in ſolchem Umfange betreiben, 
daß der Steuerwerth der ausgeführten Kartenſpiele 
in jedem Jahre mindeſtens 3000 Mark beträgt, kann 
von der oberſten Landes finanzbehörde ein Ausfuhrlager 
ungeſtempelter Spielkarten unter folgenden Bedingun⸗ 
gen bewilligt werden: 

1. die Bewilligung iſt auf die Perſon des Antrag⸗ 
ſtellers beſchränkt und widerruflich. Dieſelbe er⸗ 
liſcht, wenn der jährliche Export hinter dem vor⸗ 
bezeichneten Umfange zurückbleibt, wenn der 
Lagerinhaber ſelbſt oder, mit Ausnahme des im 
§ 18 Abſ. 2 des Geſetzes gedachten Falles, feine 
Gewerbsgehülfen oder Arbeiter eine Hinterziehung 
des Spielkartenſtempels (88 10—12 des Geſetzes 
oder wiederholt eine Zuwiderhandlung gegen die 
erlaffenen Kontrolvorſchriften § 16 des Geſetzes) 
verüben, oder wenn Spielkarten aus dem Lager 
in das Bundesgebiet abgeſetzt werden; 

2. die ungeſtempelten Spielkarten dürfen nur in 
einem gegen Entwendung zu ſichernden, der 
Steuerbehörde anzumeldenden und ihrer Genehmi⸗ 


gung bedürfenden Lagerraum aufbewahrt werden; 
derſelbe iſt auschließlich zu dem bezeichneten Zweck 
zu verwenden und von dem Lagerinhaber ſorg⸗ 
faltig unter Verſchluß zu halten. Veränderungen 
des Lagerraums hat der Lagerinhaber 3 Tage 
un ihrer Ausführung der Steuerbehörde anzu: | 
zeigen; 


Abſatz im Bundesgebiete ſind ausgeſchloſſen. Nur 
bei Auflöſung des Lagers kann der Reſtbeſtand 
zur Verſteuerung angemeldet werden. Etwa ge⸗ 
ſtattete Verpackung, Umpackung oder Ummarkung 
der ungeſtempelten Karten muß unter amtlicher 
Aufſicht geſchehen; 


die zur Ausfuhr beſtimmten Karten find unter 


Angabe des Beſtimmungsortes und des Schiffes, 
mittels deſſen die Ausfuhr erfolgen ſoll, des 
Schiffsſührers, ſowie der Anzahl und Blätterzahl 
der Spiele der zuſtändigen Steuerbehörde ſchrift⸗ 
lich anzumelden, unter deren ſpezieller Reviſion 
und Aufſicht zu verpacken und zu verſchließen. 
Die Ausfuhr iſt nach den unter A. 2 ertheilten 
Vorſchriften nachzuweiſen; 


.der Lagerinhaber hat nach näherer Vorſchrift der 


Steuerbehörde über den Zu: und Abgang ein 
Lagerbuch zu führen. Auf der linken Seite iſt 
der geſammte Zugang an ungeſtempelten Karten, 
auf der rechten Seite der Abgang durch Verſen⸗ 
dung in das Ausland ſofort bei der Entfernung 
der Karten aus dem Lager einzutragen. Die Ein⸗ 
tragungen ſind durch die mit der amtlichen Re⸗ 
viſionsbeſcheinigung verſehenen Einfuhr: und Aus⸗ 
fuhranmeldungen zu belegen. Der Lagerinhaber 
hat das Lagerbuch nebſt Belägen zur Einſicht der 
Steuerbeamten im Lager offen zu legen, auch auf 
Verlangen denſelben die Einſicht der den Bezug 
und Abſatz von Spielkarten betreffenden Geſchäfts⸗ 
bücher zu geſtatten. Er iſt perſönlich für die 
Richtigkeit der Buchungen und für die jederzeitige 
Uebereinſtimmung des Beſtandes mit den Buchun⸗ 
gen baftbar. Das Lager iſt mindeſtens einmal 
vierteljährlich von Steuerbeamten zu revidiren, 
der Soll- und Iſtbeſtand zu prüfen und ein, die 
Summen des Zugangs und des Abgangs nnd 
den Sollbeſtand enthaltender Auszug mit der Be⸗ 
ſcheinigung des Iſtbeſtandes, nach den verſchiede⸗ 
nen Steuerſätzen geordnet, der zuſtändigen Steuer⸗ 
behörde zur Vergleichung mit ihren auf Grund 
der Abfertigungen zu und von dem Lager zu füh⸗ 
renden Anſchreibungen vorzulegen. Abweichungen, 
die ſich bei dieſer Vergleichung des Soll und Iſt⸗ 
beſtandes ergeben, ſowie ſonſtige Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die vorſtehenden Vorſchriften ſind 
ſtrafrechtlich zu verfolgen; 


betreibt der Lagerinhaber auch Handel mit ge⸗ 


ſtempelten Karten, ſo muß das Lager und die 
Verkaufsſtelle für die letzteren ſich in einem von 
dem Ausfuhrlager getrennten Raume befinden. 

C. Wer geſtempelte Spielkarten zum Verkauf 


3. der Lageriuhaber haftet für die Stempelſteuer von feilhalten will, hat dies vorher bei der zuſtändigen 


den eingelagerten Spielkarten und hat eine Kau⸗ 


Steuerbehörde anzumelden. Er hat dewnächſt fein 


tion nach näherer Beſtimmung der oberſten Lan: Geſchäſtslokal äußerlich als Verkaufsſtelle von Spiel⸗ 


des⸗Finanzbehörde zu beſtellen; 


karten zu bezeichnen, über Ein⸗ und Verkauf von Spiel⸗ 


. bie in das Lager aufgenommenen Spielkarten karten nach näherer Auweiſung der Steuerbehörde ein 
müſſen ausſchließlich zur Ausfuhr aus dem Bun⸗ Buch zu führen und den Steuerbeamten auf Verlan⸗ 
deögebiet verwendet werden. Verſendungen und gen vorzulegen, auch die Karten ausſchließlich an dem 


der Steuerbehörde angemeldeten Orte aufzubewahren. 
Ein Wechſel des Lokals iſt der letzteren binnen 3 Ta⸗ 
gen anzumelden. 

D. Die Reichsbevollmächtigen und Stationskon⸗ 
troleure üben bezüglich des Spielkartenſtempels in den 
Zollausſchlüſſen dieſelben Rechte und Pflichten, welche 
ihnen durch § 22 des Geſetzes für das Zollgebiet des 
Reichs übertragen ſind. 


Die Beamten der Kaiſerlichen Hauptzollämter zu 


Hamburg und Bremen haben die gelegentlich ihrer 
Dienſtverrichtungen in den Zollausſchlüſſen wahrgenom⸗ 


menen Spielkartenſtempelkontraventionen feſtzuſtellen 


und der zur ſtrafrechtlichen Verfolgung zuſtändigen 
Behörde anzuzeigen. 
VI. (Zu 88 5, 6 und 24.) 

Die Beſtimmungen über die Einrichtung der 
Spielkartenfabriken, die Fabrikation, Stempelung, Auf⸗ 
bewahrung und Verſendung der Spielkarten, die Buch⸗ 
führung, die Meldungen an die Steuerbehörde und 
den Einzelverkauf von Spielkarten ſind in dem an⸗ 
liegenden Regulativ A., die Vorſchriften über die Nach⸗ 
ſtempelung der Spielkarten in der Anlage B. zufanı: 
mengeſtellt 

Berlin, den 6. Juli 1878. 

Der Reichskanzler. 
Anlage A. Regulat ip, 
betreffend den Betrieb der Spielkartenfabriken. 

§ 1. Wer Spielkarten anfertigen will, hat der 
Zolldirektivbehörde, in deren Bezirk die Anfertigung 
ſtaltfinden fol, in den Zollausſchlüſſen der oberſten 
Landesfinanzbehörde, eine Beſchreibung und Zeichnung 
der Fabrikräume in zwei Exemplaren einzureichen, 
welche die ganze Anlage und alle einzelnen Gebäude 
— wenn auch nicht alle Räume derſelben zur Kartenfabrika⸗ 
tion beſtimmt ſind — umfaſſen muß. Die Räume, worin die 
Fabrikation betrieben wird, müſſen, ſoweit möglich, unter 
Angabe des ſpeziellen Fabrikationstheiles, für welchen jeder 
einzelne Raum beſtimmt ſein ſoll, beſonders bemerkt 
werden. Ein Exemplar wird mit dem Genehmigungs⸗ 
vermerk verſehen und dem Fabrikanten zurückgegeben. 

Die Fabrikanlage und die einzelnen Räume der⸗ 
ſelben müſſen derart beſchaffen ſein, daß die ſteuerlichen 
Reviſionen dem Zwecke entſprechend ohne Schwierig⸗ 
keiten ausgeführt werden können. Von dem Beginn 


des Betriebes iſt der Steuerbehörde ſpäteſtens an dem 


vorhergehenden Werktage Anzeige zu machen. 
Die Inhaber beſtehender Anlagen zur Anferti⸗ 
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genommen werden. Von Beſitzveränderungen muß 
der Beſitznachfolger dieſer Amtsſtelle ſpäteſtens binnen 
4 Wochen nach dem ſtattgefundenen Wechſel Anzeige 
machen. 

§ 3. Die Fabrikanten find gehalten, von jeder 
Sorte Spielkarten, welche ſie zu verfertigen beabſichti⸗ 
gen, ein Muſterſpiel bei der Steuerbehörde niederzu⸗ 
legen. Dieſelben haben ferner einem der Steuerbehörde 
vorher anzuzeigenden Blatte jedes Spiels ihre Firma 
oder ein von der Steuerbehörde genehmigtes Fabrik⸗ 
zeichen aufzudrucken. 

§ 4. Sämmtliche Arbeiten der Kartenfabrikation 
ſind ausſchließlich in den genehmigten, bezw. angeſag⸗ 
ten Fabrikräumen auszuführen. Auf Antrag zuver⸗ 
läſſiger Fabrikanten kann jedoch von der im § 1 be⸗ 
zeichneten Behörde unter folgenden Bedingungen ge⸗ 
ſtattet werden, daß die vorgearbeiteten (ſchwarz oder 
blau gedruckten) Karten von den dazu beſtimmten Ar⸗ 
beitern in ihren Wohnungen kolorirt werden: 

a) die Genehmigung erfolgt auf Widerruf; 

b) die zum Koloriren ausgegebenen Karten find bin⸗ 
nen einer bet der Ausgabe zu beſtimmenden an⸗ 
gemeſſenen Friſt in voller Anzahl, mit Einſchluß 
der etwa bei dem Koloriren oder ſonſt verdorbe⸗ 
nen, an den Fabrikanten zurückzuliefern; 

c) der Fabrikant hat nach näherer Anweiſung der 
Steuerbehörde ein Kontobuch zu führen, welches 
die Anzahl und Gattung der an die einzelnen 
betheilig en Arbeiter ausgegebenen Karten, die 
Zurücklieferungsfriſt und das Datum der Aus⸗ 
gabe und der erfolgten Zurücklieferung enthält 
und den Steuerbeamten zur Einſicht vorzulegen iſt. 

§ 5. Fertige ungeſtempelte Spielkarten dürfen 
nur in einem der Steuerbehörde angezeigten, gegen 
Entwendung geſicherten Behältniſſe niedergelegt werden, 
welches von dem Fabrikanten ſorgfältig unter Verſchluß 
zu halten iſt. 
| 6. Die zum Abſatze im Bundesgebiete be⸗ 
ſtimmten Kartenſpiele ſind der Steuerbehörde behufs 
der Stempelung mit einer in zwei Exemplaren einzu⸗ 
reichenden Anmeldung vorzuführen, welche die Anzahl 
und Blätterzahl der abzuſtempelnden Kartenſpiele ent⸗ 
halten muß. Das eine Exemplar erhält der Fabrikant, 
mit der Steuerquittung verſehen, als Belag für ſeine 

Buchführung (8 8) zurück. 

Verſendungen ungeſtempelter Spielkarten nach 
Orten im Bundesgebiete ſind nur behufs Aufnahme 


| 


gung von Spielkarten find verpflichtet, vor dem 1. Ya: der Karten in die auf Grund des 8. 26 Nr. 3 des 
nuar 1879 mit der im § 5 Abſatz 3 des Geſetzes vor- Geſetzes bewilligten Ausfuhrlager zuläſſig. In dieſem 
geſchriebenen Anzeige eine den vorſtehenden Vorſchriften Falle finden die unter § 7 für die Ausfuhr aus dem 
entſprechende Beſchreibung und Zeichnung einzureichen, Bundesgebiete ertheilten Vorſchriften mit der Maßgabe 
ſofern eine ſolche nicht bereits früher für die Zwecke Anwendung, daß von dem Begleitſchein⸗Erledigungsamt 
der Kontrolirung einer landesgeſetzlichen Spielkarten⸗die Ausgangsabfertigung der Spielkarten erſt vorge⸗ 
ſteuer eingereicht worden iſt. nommen werden darf, nachdem die Anmeldung der⸗ 
Eine Verlegung, Erweiterung oder Ver⸗ ſelben be! der zuſtändigen Behörde in den Zollaus⸗ 
änderung der deklarirten Fabrikeinrichtung darf nur ſchlüſſen beſcheinigt iſt. 8 
nach vorgängiger Genehmigung der mit der ſteuerlichen § 7. Die zur Ausfuhr aus dem Bundesgebiete 
Aufſicht über die Fabrik beauftragten Amtsſtelle vor⸗ beſtimmten Karten find der Steuerbehörde anzumelden 
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und nach genauer Nevifion unter Aufſicht derſelben zu überzähligen und Ausſchußblätter müſſen geſammelt, in 
verpacken. Gegen Uebernahme der Verpflichtung für dem der Steuerbehörde hierzu angemeldeten 1 
die Stempelſteuer und Sicherſtellung der letztern erfolgt unter Verſchluß gebracht und die Ausſchußblätter in 
die Abfertigung auf Uebergangs⸗ bezw. Begleitſchein der von der Steuerbehörde zu beſtimmenden Zeit unter 
oder, falls die Spielkarten von dem Sitze eines Grenz⸗ Aufſicht der kontrolirenden Beamten ſämmtlich un⸗ 
zollamts unmittelbar in das Ausland geführt werden, brauchbar gemacht werden. In der Regel geſchieht 
auf Ausgangsdeklaration. Für die Ausfuhr der in dies dadurch, daß die Blätter in der Mitte einge⸗ 
den Zollausſchlüſſen gefertigten Karten kommen die ſchnitten werden. Auf den Antrag des Fabrikanten 
Veſtimmungen zur Anwendung, welche für die Ausfuhr⸗ kann die oberſte Landesfinanzbehörde ein anderes, 
lager gelten (Ziffer V. A. 2 der Ausführungsvorſchrift). gegen den Gebrauch der Blätter zum Kartenſpiel völlig 
Sollen inländiſche Karten aus einem Theile des ſicherndes Mittel zulaſſen. In allen eh find die 
Bundesgebiets in den anderen durch das Ausland oder Aßblätter, und bei Spielkarten, welche ſolche nicht ent⸗ 
durch die von der Zollgrenze ausgeſchloſſenen Theile halten, 4 andere Blätter, welche der Reichskanzler zu 
des Bundesgebiets verſendet werden, ſo iſt das bei beſtimmen hat, wenn fie als Ausſchußblätter ausge 
dergleichen Waarenverſendungen überhaupt vorgeſchrie⸗ ſondert werden, zu vernichten. 
bene Verfahren zu beobachten. § 10. Der Einzelverkauf von Spielkarten in 
Ungeſtempelte Spielkarten, welche an den inlän⸗ Mengen von weniger als zehn Spielen iſt den Spiel⸗ 
diſchen Fabrikanten zurückgeſendet werden, können ohne kartenfabrikanten nur in einem beſonderen, von den 
Abſtempelung in das Verſchlußlager unter Anſchrei⸗ Fabrikräumen vollſtändig getrennten Lokale geſtattet. 
bung in Zugang ($ 8) wieder aufgenommen werden, Befindet ſich dieſes Lokal in demſelben Gebäude, in 
wenn ihre Herſtellung in der Fabrik und die Verſen⸗ welchem die Fabrikation der Spielkarten betrieben wird, 
dung aus dem Bundesgebiete erwieſen wird. ſo darf daſſelbe nur nach vorgängiger Genehmigung 
§ 8. Ueber die verfertigten Karten iſt der Fa⸗ der Steuerbehörde benutzt werden. Die Fabrikanten 
brikant gehalten, zwei Bücher zu führen und ſolche zur ſind verpflichtet, jede Menge von Karten, welche zum 
Einſicht der Steuerbeamten in der Fabrik offen zu Einzelverkauf beſtimmt wird, ehe dieſelbe in das be⸗ 
legen. Für die Richtigkeit der Buchung und für die treffende Lokal übergeführt wird, in dem zum Ausweiſe 
jederzeitige Uebereinſtimmung des Beſtandes an fer⸗ über die geſtempelten Karten dienenden Buche ($ 8) 
tigen Spielkarten ($ 5) iſt der Fabrikant verantwort⸗ abzuſchreiben und in ein über den Einzelverkauf zu 
lich. Das eine Buch hat auf der linken Seite den führendes Buch einzutragen, auch in letzterem minde⸗ 
geſammten Zugang an Spielkarten und auf der rechtenſſtens täglich Gattung und Anzahl der abgeſetzten 
Seite den Abgang durch Stempelung, Ausfuhr aus Spiele anzuſchreiben. Der erſte Ku des § 6 des 
dem Bundesgebiete oder Verſendung behufs Aufnahme Geſetzes findet auch auf den Einzelverkauf der Fabri⸗ 
in ein Ausfuhrlager ungeſtempelter Karten (8 26 Nr. 3 kanten und die dazu beſtimmten Lokale Anwendung. 
des Geſetzes) nachzuweiſen. Die Anſchreibungen hin⸗ Verſendungen einzelner Kartenſpiele als Proben 
ſichtlich der Karten, welche in dem unter $ 5 erwähnten u. |. w. nach Orten außerhalb des Sitzes der Fabrik 
Behältniſſe niedergelegt werden, ſind ſofort nach der begründen die Anwendung der vorſtehenden Vorſchriften 
Aufnahme bezw. Entfernung der Karten zu bewirken. über den Einzelverkauf der Fabrikanten nicht. 
Sind Karten unmittelbar nach deren Fertigſtellung zur Anlage B. 
Stempelung, zur Ausfuhr aus dem Bundesgebiete oder Beſtimmungen 
Aufnahme in ein Ausfuhrlager ungeſtempelter Karten über die Nachverſteuerung der Spielkarten. 
($ 26 Nr. 3 des Geſetzes) gelangt, ohne zuvor in das 1. Zuſtändig zur Erhebung der Nachſteuer iſt 
unter $ 5 erwähnte Behältniß aufgenommen zu fein, bezüglich der Spielkartenfabriken die Steuerſtelle, welche 
ſo muß dies in dem Vuche verzeichnet fein. Das die ſteuerliche Aufſicht über dieſelben zu führen hat. 
zweite Buch iſt zum ſpeziellen Ausweiſe uber die ge⸗ Im Uebrigen aber kann die Anmeldung und die Ent⸗ 
ſtempelten Karten beſtimmt, und muß auf der linken richtung der Nachſteuer bei jeder Reichsſteuern erheben⸗ 
Seite den Zugang an geſtempelten Spielkarten, und den Amtsſtelle erfolgen, in deren Bezirke die betreffende 
auf der rechten Seite den Abgang durch Verkauf und Handelsniederlaſſung oder der Aufenthaltsort des An⸗ 
Verſendung nachweiſen. meldenden belegen iſt, in den Zollausſchlüſſen bei den 
Bei allen Eintragungen muß das Datum, wann unter Ziffer 1 der Ausführungsvorſchriften bezeichneten 
der Zugang und Abgang geſchehen, bemerkt, und bei Amtsſtellen. 
dem Verkauf und der Verſendung der geſtempelten 2. Spielkartenfabrikanten, Spielkartenhändler 
Spielkarten müſſen Name und Wohnort des Käufers und Inhaber öffentlicher Lokale haben ihren Vorrath 
reſp. Empfängers genau angegeben werden. an Spielkarten, den ſie am 1. Januar 1879 ſelbſt in 
Den rebidirenden Beamten find die vorhandenen) Gewahrſam oder Anderen in Gewahrſam gegeben 
fertigen Karten einſchließlich der überzuhligen und haben, ſpäteſtens am 3. deſſelben Monats der zuſtän⸗ 
Ausſchußblätter ſammtlich vorzulegen ($ 14 des Ge⸗ digen Steuerbehörde ſchriftlich anzumelden und die 
ſetzes). 1 Anzahl und Blätterzahl der Kartenſpiele, ſowie, ob die⸗ 
8 9. Die bei der Fabrikation vorkommenden ſelben ungeſtempelt oder mit welchem landesgeſetzlichen 


Stempel fte verſehen find, im letzteren F 
Gattung der Spielkarten nach der Bezei 
bisherigen landesgeſetzlichen Tarife 
außerdem zu erklären, welche Anzahl 
und mit welcher Blätterzahl 
a) ſofort geſtempelt, oder 
b) ſofort aus dem Bundesgebiete ausgeführt, oder 
c) einſtweilen bis zur Ausfuhr aus dem Bundes: 
gebiete oder bis zur Abſtempelung aufbewahrt 
werden ſoll. 

Die Anmeldung iſt in zwei Exemplaren abzu⸗ 
geben und von dem Anmeldenden mit Namen und 
Wohnungsangabe zu unterzeichnen. 

3. 


alle auch die 
nung in dem 
„ anzugeben und 
von Kartenſpielen 


meldung geprüft und feſtgeſtellt und die Reichsſtempel⸗ 
abgabe, bezw. der etwaige Mehrbetrag derſelben über 
die landesgeſetzliche Steuer für die einzelnen mit einem 
landesgeſetzlichen Stempelzeichen verſehenen Kartenſpiele 
entrichtet worden iſt, abgeſtempelt und dem Anmeldenden 
zur freien Verfügung überlaſſen. 

Mit einem landesgeſetzlichen Stempelabdruck 
verſehene Spielkarten ſind in allen Fällen auf dem⸗ 
jenigen Blatte mit dem Reichsſtempel abzuſtempeln, auf 
welchem ſich der landesgeſetzliche Stempelabdruck befin⸗ 
det. Der letztere iſt dabei, ſo weit es möglich iſt, er⸗ 
kennbar zu erhalten. 

Die Löſung des Umſchlags bei Spielkarten, 
welche in fabrikmäßiger Verpackung vorgelegt werden, 
kann gefordert werden, wenn es zur Feſtſtellung des 
Steuerbetrags erforderlich iſt, oder der Verdacht einer 
beabfichtigten Täuſchung vorliegt. 

Die Karten find mit demjenigen Reichsſtempel 
zu verſehen, welcher nach ihrer Blätterzahl erforderlich iſt. 

5. Die Kartenſpiele, welche ſofort aus dem 
Bundesgebiete ausgeführt werden ſollen (2b.), werden 
unter Aufſicht der Steuerſtelle verpackt und find zu 
dieſem Behufe zur Amtsſtelle zu ſchaffen. Demnächſt 
erfolgt die Verſchlußanlage und Abfertigung zur Aus⸗ 
fuhr nach Maßgabe der Ausführungsvorſchriften unter 
Ziffer III und J, bezw. des § 7 des Negulativs über 
den Betrieb der Spielkartenfabriken. | 

6. Die Menge der Spielkarten, welche einſt⸗ 
weilen aufbewahrt werden ſollen (2c), iſt in den 
Spielkartenfabriken nach Zahl und Blätterzahl der 
Spiele durch die mit der ſteuerlichen Aufſicht über die⸗ 
ſelben beauftragten Anmtsſtellen feſtzuſtellen, die Ein⸗ 
tragung in das betreffende Buch (Regulativ § 8) zu 
bewirken und es ſind die Kartenſpiele, ſowie die über⸗ 
zähligen und Ausſchußblätter in die hierfür beſtimmten 
Behältniſſe unter Verſchluß des Fabrikanten zu bringen 
(Regulativ 88 5 und 9). 

Bei den Spielkartenhändlern und Inhabern öf⸗ 
fentlicher Lokale ſind die zur einſtweiligen Aufbewah⸗ 
rung beſtimmten Karten nach Feſtſtellung der Nichtig⸗ 
keit der Anmeldung entweder in ein verſchließbares 
feſtes Gelaß oder in verſchließbare Kolli verpackt unter 


“ 


I 


Die zur Stempelung angemeldeten Spiel⸗ lichen Kartenſpie 
karten (2 a.) ſind der Steuerbehörde vorzulegen und Geſetzes überhau 
werden, nachdem die Uebereinſtimmung mit der An⸗ſchriften unter 


amtlichen Verſchluß zu nehmen. Nach Ermeſſen der 
Steuerbehörde kann die Sicherſtellung des Stempels 
für dieſe Karten gefordert werden. Die Art der Aus⸗ 
führung iſt auf der Anmeldung oder in beſonderer 
Verhandlung anzugeben und die Richtigkeit der Angabe 
von dem Anmeldenden durch Unterſchrift anzuerkennen. 

Das weitere Verfahren richtet ſich nach 3 bzw. 5. 

Die einſtweilige Aufbewahrung findet nur für 
die Zeit von einem Jahre nach der Anmeldung ſtatt. 
Iſt nach Ablauf dieſer Friſt die Ausfuhr nicht bewirkt, 
ſo hat die Verſteuerung und Abſtempelung zu erfolgen. 

7. Die Nachſtempelung der in den Händen an⸗ 

derer, als der unter 2 bezeichneten Perſonen befind⸗ 
le iſt, ſoweit ſolche nach § 24 des 
pt zu geſchehen hat, nach den Vor⸗ 
2 bis 4 anzumelden und zu bewirken. 
Eine Anmeldung zur Ausfuhr oder zur einſt⸗ 
en Aufbewahrung iſt ausgeſchloſſen. 
Ein Exemplar der „geprüften und feſtgeſtellten 
Anmeldung erhält der Anmeldende, mit der Beſcheini⸗ 
gung über den Empfang der Spielkarten und die 
Zahlung der Nachſteuer verſehen, zurück. Nur gegen 
Rückgabe derſelben erfolgt die Aushändigung der Kar⸗ 
ten nach erfolgter Abſtempelung. 

8. Iſt die Amtsſtelle, welche die Nachſteuer er⸗ 
hoben hat, nach Ziffer I der Ausführungsvorſchriften 
nicht zur Abſtempelung von Spielkarten befugt, fo 
überſendet ſie die nachzuſtempelnden Karten mit einem 
Verzeichniſſe der zu ſolcher Abſtempelung ermächtigten 
Amtsſtelle. Hin⸗ und Ruͤckſendung erfolgen unter der 
Bezeichnung als Reichsdienſtſache. Die oberſte Landes⸗ 
finanzbehörde kann, um das Hin und Zurückſenden 
zu vermeiden, anordnen, daß in ſolchem Falle die Ab⸗ 
ſtempelung von der Amtsſtelle, welche die Nachſteuer 
erhoben hat, mittels Handſtempels vorgenommen werde. 
Den einzelnen Bundesregierungen bleibt 
überlaffen, dahin Anordnung zu treffen, daß den unter 
2 bezeichneten Perſonen geſtattet werde, bereits im 
Monat Dezbr. l. J. Spielkarten zur Stempelung oder Rache 


weilig 


ſtempelung bei der zuſtändigen Steuerbehörde vorzulegen. 


Bekanntmachung 
zur Ausführung des Geſetzes vom 3. Juli 1878 
(R⸗G.⸗Bl. S. 133), betreffend den Spielkartenſtempel, 
vom 2. November 1878. 

Auf Grund der Ziffer II. Abſ. 4 der vom Bun⸗ 
desrathe beſchloſſenen Ausführungsvorſchriften zum 
Spielkartenſtempelgeſetz (Centralblatt 1878, Seite 403) 
und des § 9 des Regulativs, betreffend den Betrieb 
der Spielkartenfabriken (ebenda S. 406) wird hier⸗ 
durch Folgendes beſtimmt: 

. Form des Kartenſtempels. 

Der Spielkartenſtempel iſt kreisförmig mit einem 
Durchmeſſer von 21 Millim. Er enthält über dem Reichs⸗ 
adler die Ueberſchrift DEUTSCHES REICH, unter dem⸗ 
ſelben die Bezeichnung der Stempelſtelle durch eine Num⸗ 
mer, welche für jede Stelle beſonders beſtimmt wird, 
und die Angabe des Abgabenbetrages (DREISSIG 
PF, bezw. FUNFZIG PF). 


II. Farbe des Stempelabdrucks. 
Die Farbe des Stempelabdruckes iſt die ſchwarz: 


III. Abzuſtempelndes Kartenblatt. 
Alle Kartenſpiele, welche ein Coeur⸗ (Herz, 
Roth⸗) Aß enthalten, find auf dieſem Blatt ab: 
zuſtempeln. | 
„Bei den fogenannten Grabuge: (Rabuge:) Karten, 
welche ausschließlich Kartenblätter derſelben Farbe 
in höchſtens vierfacher Wiederholung enthalten, 
wird eines der vorhandenen vier Aßblätter geſtempelt. 
. Traplier⸗ Karten, ſpaniſche und portugieſiſche 
Karten find auf dem Denari⸗Aß oder dem dieſem 
entſprechenden (Dro- ꝛc.) Aßblatt zu ſtempeln. 
. Taſchenſpieler⸗Karten, in denen das Coeur⸗Aß 
fehlt, werden auf dem Pique Aß, ſolche, in denen 
kein Aß vorhanden iſt, auf demjenigen Bilde der 
Coeurfarbe, event. der Piquefarbe geſtempelt, 
welches beim Spiele den höchſten Werth hat. 
. Franzöſiſche vingt- et- un-Karten, welche je 31 
Blätter von verſchiedenen (3. B. rother, blauer, 
gelber und grüner) Farben mit Zahlen von 
0 bis 21, die Zahlen 1 bis 9 doppelt, enthal⸗ 
ten, werden auf dem rothen Zero (0) geſtempelt. 
Bezüglich derjenigen ein Coeur⸗Aß nicht enthal⸗ 
tenden Kartenſpiele, welche vorſtehend zu 2 bis 
5 nicht erwähnt ſind, bleibt die Beſtimmung des 
abzuſtempelnden Kartenblattes vorbehalten. | 
. Sm denjenigen Bundesſtaaten, in welchen zur 
Zeit bei gewiſſen Kartenſpielen die Abſtempelung 
eines anderen, als des vorſtehend zu 1 und 3 
bezeichneten Kartenblattes nachgelaſſen iſt, kann 
dies Verfahren mit Genehmigung der oberſten 
Landesfinanzbehörde bis zum 1. Januar 1880 
beibehalten werden, wenn das vorſtehend zu 1 
und 4 bezeichnete Kartenblatt in ſeiner Zeich⸗ 
nung einen freien Raum für den Stempelabdruck 
nicht enthält. | 


IV. Zu vernichtende Ausſchußblätter. | 

. Von den ausgeſonderten Ausſchußblättern ſind 
bei Spielkarten, welche Aßblätter nicht enthal⸗ 
ten, das nach den Beſtimmungen zu III. abzu⸗ 
ſtempelnde Kartenblatt und die drei gleichartigen 

Karten der übrigen Farben zu vernichten. 
Bezüglich der durch die Beſtimmung zu 1 nicht 

betroffenen Kartenſpiele bleibt die Bezeichnung 

der zu vernichtenden Ausſchußblätter vorbehalten. 
V. Verzeichniß der Stempelitellen. 
Ein Verzeichniß der Stempelſtellen wird in der 
Anlage veröffentlicht. In demſelben ſind aufgeführt 
unter I. diejenigen Zoll⸗ u. Steuerſtellen, welchen die Erhe⸗ 
bung der Stempelabgabe von den im Bun⸗ 
desgebiet gefertigten Spielkarten, ſowie die 
Abſtempelung derſelben übertragen (Ziff. I. 
Abſ. 1 der Ausführungsvorſchriften), 

unter II. diejenigen Zoll⸗ und Steuerſtellen, welche 
bezüglich der vom Auslande (einſchließlich 
des Großherzogthums Luxemburg und der 
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öſterreichiſchen Gemeinde Jungholz) in das 
Bundesgebiet eingehenden Spielkarten zur 
Erhebung der Stempelabgabe und zur Ab⸗ 
ſtempelung befugt ſind (Ziffer I. Abſatz 2 
der Ausführungsvorſchriften), 
unter III. diejenigen Amtsſtellen, welche nur zur Nach⸗ 
ſtempelung von Spielkarten ermächtigt ſind 
(Ziffer 8 der Beſtimmungen über die Nach⸗ 
verſteuerung der Spielkarten — Centralblatt 
1878 S. 408 —), 
unter IV. diejenigen Amtsſtellen, welche nur zur Ab⸗ 
ſtempelung der von Reiſenden oder Schiffern 
vom Auslande eingeführten Spielkarten er⸗ 
mächtigt ſind. 
Die unter I. und II. aufgeführten Amtsſtellen 
ſind überall auch zur Nachſtempelung befugt. 
Berlin, den 2. November 1878. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
(gez.) Hofmann. 
rr rich e 5 


er 
zur Abſtempelung und Nachſtempelung von Spielkarten 
ermächtigten Zoll⸗ und Steuerſtellen. 


Bundes⸗ 
ſtaat. 


Der Stempelſtelle 


Amtsſtitz. 


Firma. 


— — —-— 


A. Zur Abſtempelung ſind befugt: 


Preußen Neu⸗Ruppin Hauptſteueramt. 
Stralſund Hauptzollamt. 
Halle a. S. Hauptſteueramt. 
Naumburg a. S. do. 
Lüneburg do. 
Münden do. 
Goslar Unterſteueramt. 


Frankfurt a. M. Hauptſteueramt. 
Köln Hauptſteueramt für in⸗ 
ländiſche Gegenſtände. 


Königsbergi. Pr. Hauptſteueramt. 
Danzig Hauptzollamt. 
Berlin Hauptſteueramt für aus⸗ 


ländiſche Gegenſtände. 


Stettin Hauptſteueramt. 

Poſen do. 

Breslau do. 

Ratibor do. 

Kiel do. 

Münſter do. 

Aachen Hauptzollamt. 
Baiern Augsburg do. 

Ludwigshafen do. 

a. Rh. 
München do. 
Nürnberg do. 


Bundes: Der Stempelitelle 
ſtaat. Amtsſitz. Firma. 
ä ———— 
Baiern Regensburg Hauptzollamt. 
Würzburg do. 
| Landshut Nebenzollamt. 
Sachſen Dresden Hauptſteueramt. 
Chemnitz do. 
Zwickau do. 
Leipzig do. 
Grimma do. 
Plauen do. 
Zittau Hauptzollamt. 
Württem⸗ Ulm do. 
berg Ravensburg Zollamt. 
Stuttgart Hauptzollamt. 
Baden Mannheim do. 
Heſſen Darmſtadt Hauptſteueramt. 
Mecklenb.⸗ 
Schwerin Schwerin do. 
Sachſen⸗ Roſtock do. 
Weimar Weimar Steueramt. 
Oldenburg Oldenburg Hauptſteueramt. 
Damme Steueramt. 
Braunſchw. Braunſchweig Hauptſteueramt. 
Sachſen⸗Al⸗ 
tenburg Altenburg do. 
Sachſen⸗Co⸗ 
burg⸗Gotha Gotha do. 
Koburg Steueramt. 
Anhalt Deſſau Hauptſteueramt. 
Reuß j. L. Gera do. 
Lübeck Lübeck Hauptzollamt. 
Bremen Bremen do. 
do. General⸗Steueramt. 
ee li ee 4 
bur ambur auptzollamt. 
Se ae ; Stempelkomptoir. 
Elſaß⸗Loth⸗ Strasburg i. E.] Hauptſteueramt. 
ringen 
B. Zur Nachſtempel ung im Regierungsbezir 
Marienwerder ſind befugt: 
Thorn Hauptzollamt. 
Dt. Krone Hauptſteueramt. 
Marienwerder do. 
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halb gegebenen Beſtimmungen vom 2. Januar 1862 
— Amtl. Mitth. pro 1862, 4. Stück Nr. 360 — auf 
deren Inhalt wir ausdrücklich verweiſen, genau zu 
beachten ſind. 

Als ſpäteſten Termin der Einſendung der ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten über die jedem zur Prüfung angenom⸗ 
menen Kandidaten ertheilten Aufgaben, beſtimmen wir 
den 3. April 1879, indem wir zugleich bemerken, daß 
die mündliche Prüfung mit Abhaltung der Prüfungs⸗ 
predigten bei uns am 24. April begonnen wird, nach⸗ 
dem zuerſt das Tentamen bei der hieſigen Theologiſchen 
Fakultät ſtattgefunden haben wird, zu welchem ſich die 
betheiligten Kandidaten ſpäteſtens am 16. April 10 Uhr 

bei dem zeitigen Dekan, Herrn Profeſſor Dr. Grau 
perſönlich zu melden haben. 

In Betreff des beizubringenden Zeugniſſes über 
die erfüllte Militairpflicht durch einjährigen Dienſt, 
oder die erfolgte Befreiung von derſelben während des 
Friedens, verweiſen wir auf unſere allgemeine Ver⸗ 
fügung vom 17. November 1875 Nr. 6821 — Amtl. 
Mitth. 15. Stück pro 1875 Nr. 1237. — 

Schließlich bemerken wir, daß mit den uns mit 
der Meldung zur Prüfung einzureichenden Zeugniſſen 
auch ein ſolches über die in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 beſtandene Staatsprüfung, oder 
über die bezüglihe Dispenſation davon, beigebracht 
werden muß. Sollten jedoch die Zeugniſſe in Betreff 
des Militair⸗Dienſtes und über wiſſenſchaftliche Staats⸗ 
prüfung nicht gleich bei der Meldung oder bis zur 
Prüfung ſelbſt, beigebracht werden können, ſo wird die 
Prüfung dadurch zwar nicht aufgehalten, die Ausferti⸗ 

ung des Wahlfähigkeits⸗Zeugniſſes nach beſtandener 
Prüfung aber muß bis zur Beibringung der gedachten 
Zeugniſſe ausgeſetzt werden. 
Königsberg, den 15. November 1878. 
Königl. Conſiſtorium 
der Provinzen Oſt⸗ und Weſt⸗Preußen. 


16) Auf Grund der Prüfungs⸗Ordnung vom 27. Juni 
1878 haben wir den nächſtjährigen Prüfungstermin für 
Lehrer an Taubſtummen⸗Anſtalten auf den 11. und 
12. November 1879 anberaumt. 

Die perſönliche Meldung hat am 10. November 
1879 Abends 6 Uhr in der Taubſtummen⸗Anſtalt zu 
kMarienburg bei dem Herrn Director Dr. Haaſe zu 
erfolgen, welcher den Gang der Prüfung mittheilen 
und die Prüfungs⸗Gebühren von 12 Mark in Em⸗ 
pfang nehmen wird. 

Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: Geiſtliche, 
Kandidaten der Theologie oder der Philologie, ſowie 
Volksſchullehrer, welche die zweite Prüfung beſtanden, 
ſich mindeſtens zwei Jahre mit Taubſtummen⸗Unterricht 


15) Bekanntmachung des Königlichen Conſiſtoriums, beſchäftigt haben und ſich über ihre bisherige ordnungs⸗ 


die Prüfung der Kandidaten der Theologie betreffend. mäßige Führung auszuweiſe 

Diejenigen Kandidaten der Theologie, welche ſich 
ministerio im nächſten Termin unter⸗ 
aben ſich dazu bei uns ſpäteſtens bis 
melden, wobei unſere des⸗ 


der Prüfung pro 
ziehen wollen, 5 
zum 16. Januar 1879 zu 


n vermögen. 
Die Meldung zur Prüfung iſt binnen 8 Wochen 
bei uns anzubringen. Derſelben ſind beizufügen: 
1. in ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 


nach feiner Meldung ein Thema aus dem Gebiete des 
Taubſtummenweſens, deſſen Bearbeitung er binnen 
längſtens 6 Monaten mit der Verſicherung einzureichen 


ein amliches Führungszeugniß; 
. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 


Alter, die Konfeſſion und das augenblickliche Die Meldung zur Lehrerinnen⸗Prüfung er⸗ 
Amtsverhältniß des Bewerbers anzugeben ift; folgt ſpäteſtens vier Wochen vor dem angeſetzten Ter⸗ 


. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ mine bei dem unterzeichneten Collegium unter der be 


oder Univerſitätsbildung, ſowie über die bisher ſtimmten Angabe, ob die Prüfung für Volksſchulen 
abgelegten Prüfungen; oder für mittlere und höhere Mädchenſchulen 


ein Zeugniß über die bisherige Thätigkeit des gewünſcht wird. 


Bewerbers im Taubſtummen⸗ Unterricht; Der Meldung ſind beizufügen: 


1. ein ſelbſtverfertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 


berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugniß über nor⸗ a 5 ü 1 5 r = 


malen Geſundheitszuſtand. W. 8 
ut A . gegeben iſt. 
Jeder raminand dehalt von uns unmitelar 2. ein Taufe bezw. Geburtsſchein, durch den das 
vollendete 18. Lebensjahr nachgewieſen ſein 
muß. (Ein Altersdispens findet nicht ftatt.) 


f : 5 3. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
Hassee 5 1 als die von ihm angegebenen 1 bildung 19 5 150 ſchon aden Prüfungen; 
ru: den; 18 . ein amtliches Führungszeugniß un 

N weite eee if eine Commiſſion 5, ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 

9 u dem Vorſigen d berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über den 
Provinzial⸗Schulrath, Profeſſor Dr. Kayfer, | Geſundheitszuſtand. 

2. aus den Mitgliedern: Wird die Zulaſſung zur Prüfung ge⸗ 

Taubſtummen⸗Anſtals⸗Direktor Dr. Haaſe zu nehmigt, fo erfolgt kein beſonde rer Beſcheid. 

Martenburg, Hauptlehrer Stockmann an der Die perſönliche Meldung erfolgt am Tage vor 


Taubſtummen⸗Anſtalt in Marienburg und der Prüfung Abends 6 Uhr zu Danzig in dem Lokale 
Lehrer Eimert an der Taubſtummen⸗Anſtalt der höheren Töchterſchule, Jopengaſſe 52, bei dem 


zu Schlochau. Herrn Stadtſchulrath Dr. Koſſack und in Marienwer⸗ 

Danzig, den 18. November 1878. der bei dem Herrn Regierungs⸗ Schulrath Henske, an 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. welche auch die Prüfungs⸗Gebühren im Betrage von 

ann. be . ei 12 M. zu entrichten find. 

17 uf Grund der Prüfungs⸗Ordnung für Lehre⸗ ; 

rinnen und Schulvorſteher innen vom 24. a 1977 uf Die a Arte Schulvorſteherinnen⸗ 

werden im Jahre 1879 folgende Prüfungstermine ab⸗ Pri En. a: 175 ens drei Monate vor den 

gehalten werden. angeſetzten Terminen ebenfalls bei dem unterzeichneten 


zur Peine der Schul⸗Vorſteherinnen am 29. 


N ! 2er; Collegium und find derſelben außer den obener⸗ 
1. ret. Prüfungs⸗Commiſſion zu wähnten ad 1—5 aufgeführten Zeugniſſen 


zur Prüfung der Lehrerinnen am 24. März 1879 noch die Ausweiſe darüber beizufügen, daß die Bewer⸗ 


ſchrifliche Prüfung, vom 27. bis 29. März 1879 berin mindeſtens fünf Jahre im Lehramte thätig ge: 
1 u weſen iſt, und mindeſtens zwei Jahre in Schulen un: 
mündliche Prüfung terrichtet hat. ; 


März 187 Br Jeder Examinandin wird von uns unmittelbar 
2. Vor der Prüfungs-Commiſſion zulnad der Meldung ein Thema zu feinem Aufſatze aus 
Marienwerder. der Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre aufgegeben wer⸗ 


zur Prüfung der Lehrerinnen am 19. September den, welchen dieſelbe binnen acht Wochen, ſpäteſtens 
1879 ſchriftliche Prüfung, vom 22. bis 24. Sep⸗ aber vierzehn Tage vor dem Pee mit 
tember 1879 mündliche Prüfung, der Verſicherung einzureichen hat, keine anderen, als 


zur Prüfung der Schulvorſteherinnen am 25. Sep⸗ die von ihr angegebenen Hilfsmittel dabei benutzt zu 


tember 0 x haben 
3. Entlaſſungsprüfung an der Seminar⸗ Di en 
x 5 . ie perſönliche Meldung erfolgt ebenfalls am 

benz höheren Töchterſchule in, Tage vor der Prüfung in Danzig bei 0 Herrn 
am 2. Mai 1879 ſchriftliche Prüfung, am 5. und Stadtſchulrath Dr. Koſſack und in Marienwerder bei 


— 


6. Mai 1879 mündlich 5 dem Herrn Regierungs⸗ und Schulrath Henske, an 

4. Entinngsprüfung an dem Hevelke⸗ welche auch die Prüfungs⸗Gebühren im Betrage von 
ſchen Inſtitute zu Danzig. 12 M. zu entrichten find. 

am 26. September 1879 ſchriftliche Prüfung, am Danzig, den 22. November 1878. 


29. und 30. September und 1. October 1879 Königliches Prvvinzial⸗Schul⸗Collegium. 
mündliche Prüfung. Achenbach. 


18) Perſonal⸗Chronik. 


Der bisherige Landrathsamts⸗Verweſer Regierungs⸗ 
Aſſeſſor Boldt zu Conitz, iſt zum Landrathe des Kreiſes 
Conitz von des Königs Majeſtät ernannt worden. 

Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben durch 
Allerhöchſte Ordre vom 1. November cr. dem Bürger⸗ 
meiſter Pohlmann zu Graudenz den Titel als Ober⸗ 
bürgermeiſter zu verleihen geruht. 


Die örtliche Aufſicht über die zur Parochie Garnſee 
gehörigen evangeliſchen Schulen zu Garnſeedorf, Groß 
Ottlau, Seubersdorf, Treugenkohl und Zigahnen iſt 
dem Kreisſchulinſpektor Karaſſek hier, über die Schulen 
zu Doſſoczyn, Niederhof, Sarosle und Gr. Schönbrück 
dem Kreisſchulinſpektor Dr. Kaphan in Graudenz 
bis auf Weiteres üebertragen und der Pfarrer Dr. Krie⸗ 
ger in Garnſee von der Verwaltung dieſes Amts auf 
ſeinen Antrag enthoben worden. 


Der Konſtſtorialrath Braunſchweig hierſelbſt 
iſt auf ſeinen Antrag von der Verwaltung der Lokal⸗ 
aufſicht über die evangeliſchen Schulen zu Budzyn, 
Ellerwalde, Kl. Grabau, Kurzebrack, Mareeſe, Mewiſch⸗ 
felde, Neudorf, Neuhofen, Rothhof und Ziegellack ent⸗ 
bunden und dieſelbe bis auf Weiteres dem Kreis⸗Schul⸗ 
Inſpektor Karaſſek übertragen worden. 


Der Provinzial⸗Vikar Pfarrer Krauſe in Schlo⸗ 
chau iſt an Stelle des Provinzial⸗Vikars, Predigers 
Sensfuß zum Lokal⸗Schul⸗Inſpektor in Vertretung 
des Pfarrers Schmidt daſelbſt ernannt worden. 

Der Rittergutsbeſitzer Freiherr v. Alvensleben 
in Oſtrometzko iſt auf ſeinen Antrag vom 1. Dezember 
er. ab von der fernern Verwaltung der Lokal⸗Aufſicht 
über die katholiſche Schule in Kl. Bolumin, Kreis 
Kulm, entbunden und iſt mit der Wahrnehmung dieſes 
Amtes bis auf Weiteres der Königliche Kreis⸗Schul⸗ 
Inſpektor Dewiſcheit in Kulm betraut worden. 

Der Sanitätsrath Dr. Heſſe in Stuhm iſt von 
der Verwaltung der Lokal⸗Aufſicht über die Schulen in 
Königl. Neudorf, Pulkowitz und Peſtlin entbunden, 


und iſt dieſe dem Königl. Kreisſchulinſpektor Dr. Zint 
in Stuhm übertragen worden. 


Im Kreiſe Konitz ſind die Gutsbeſitzer Boldt 
zu Kruſchke zum Amtsvorſteher und der Gutspächter 
Robe zu Powalken zum ſtellvertretenden Amtsvor⸗ 
ſteher für den Amtsbezirk Krojanten ernannt. 

Dem Bürgermeifter Temme zu Schönſee iſt 
die Polizeianwaltſchaft für den Gerichtstagsbezirk Schön⸗ 
ſee übertragen. 

Der Kataſterſekretair Rex iſt in Folge Disci⸗ 
plinar⸗Erkenntniſſes des Dienſtes entlaſſen. 


Perſonal⸗ Veränderungen im Reſſort der 
Königlichen Direktion der Oſtbahn. 


1. die bisherigen Eiſenbahnbetriebs⸗ Sekretäre von 
Wilmsdorf in Graudenz und Wolff in 
Schlochau ſind zu Königlichen Eiſenbahnbetriebs⸗ 
Sekretären ernannt worden. 

der Bauführer Jänigen in Graudenz iſt am 
28. Oktober d. J. für den Königlichen Staats⸗ 
dienſt vereidigt worden. 


Erledigte Schulſtellen. 


19) Die Schullehrerſtelle zu Karbowo⸗Zmiewo, Kreis 
Strasburg, iſt erledigt. Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 
feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 
Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn Bajohr zu 
Strasburg zu melden. 

Die zweite Schullehrerſtelle zu Niederzehren hie⸗ 
ſigen Kreiſes wird zum 1. April kut. erledigt. Lehrer 
evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe be: 
werben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer 
Taras bei dem Königl. Kreisſchul⸗Inſpektor Herrn 

araſſek hierſelbſt zu melden. 


DDr 
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